
9 Anpassungsgesetz 196

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus Vorteilsstreben und 
anderen, die gesellschaftlichen Interessen mißachtenden Beweggründen oder 
wiederholt innerhalb von zwei Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe 
geahndet worden oder ist ein größerer Schaden verursacht worden oder hätte 
er verursacht werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1000 M aus­
gesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Leitern 
der für die staatliche Leitung des Gesundheits- und Sozialwesens verantwort­
lichen Organe in den Kreisen, bei Zuwiderhandlungen im Verkehr mit Arz­
neimitteln zur Anwendung in der Veterinärmedizin den Leitern der für die 
staatliche Leitung des Veterinärwesens verantwortlichen Organe in den Kreisen.

(4) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 1 sind die er­
mächtigten Mitarbeiter der für die Überwachung zuständigen Organe und 
Institute befugt, eine Verwarnung mit Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 
10 M auszusprechen.

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).

Straftaten

§35

(1) Wer vorsätzlich Arzneimittel oder Stoffe, Zubereitungen oder Gegen­
stände, die den Arzneimitteln gemäß § 3 gleichgestellt sind oder für die gemäß 
§ 10 die Bestimmungen für Arzneimittel Anwendung finden, entgegen den 
gesetzlichen Bestimmungen gewinnt oder herstellt, in den Verkehr bringt 
oder in anderer Weise behandelt und dadurch fahrlässig eine unmittelbare 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen verursacht, wird 
mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.

(2) Wer durch die Tat vorsätzlich eine unmittelbare Gefahr verursacht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft.

(3) Wer durch die Tat einen erheblichen Gesundheitsschaden oder den 
Tod eines Menschen fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
acht Jahren bestraft.

(4) Der Versuch ist strafbar.
9 36

(1) Wer fahrlässig die im § 35 Abs. 1 genannten Handlungen begeht und 
dadurch die im § 35 Abs. 3 beschriebenen Folgen fahrlässig verursacht, wird 
mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft. Wurde der Tod eines Menschen 
verursacht, ist auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder auf Verurteilung auf 
Bewährung zu erkennen.


